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Internationaler Bund 
der 

Tierversuchsgegner 
A-1l50 Wien, Kellinggasse 3/1/1 

Telefon 85 52 39 

Wien,am 15.7.1988 
Unser Zeichen: Ma/bc 

S TEL' L U N 6 NAH M E 
--------------------------------------------------

des INTERNATIONALEN BUNDES DER TIERVERSUCHSGEGNER zu der geplan­
ten Novelle zum Tierversuchsgesetz durch den Bundesminister fUr 
Wissenschaft und Forschung. 

FUr uns Tierversuchsgegner gilt die Unteilbarkeit von Ethik und 
Moral in bezug auf unsere Mitlebewesen, auf deren gleiches Recht 
auf Leben und Unverseht-tl''',eit wie die 'Art "Mensch" es für sich SC) 

gerne in Anspruch nimmt. 

Die Einteilung unserer Mitlebewesen in die Kategorien "lebens~ 

wet-t 11 und "ni cht I ebens~-.jert 11 ist für uns una.nnehmbat-. Wi t- habc.:;)n 
diese noch nicht allzu fernen Zeiten als überwunden betrachtet. 

Das Ergebni s det- Güterabwägung kann bei tli.i:;!§!'.!2~~~E§!J somi t kei ne 
qesetzliche Grundlage der Zulässigkeit von Tierversuchen erwir­
ken. Die hemmungslose Ausbeutung von Mitgeschöpfen und die Macht­
ausübung des Menschen an Wehrlosen hat jede Grenze Uberschritten, 
ist unerträglich und unvereinbar mit der Ehrfurcht vor dem Leben. 

Wenn Tierschutz und die Kultur einer Gesellschaft untrennbar mit­
einander verbunden sind, werden unsere eigenen Handlungen und 
Entscheidungen für unsere Mitlebewesen darüber Auskunft geben, in 
welchem Maße wir dem Anspruch, die Krone der Schöpfung zu iein, 
gerecht werden. 

Davon ~usgehend milssen Änderungen unseres 
logische Konsequenz in zukunftsorientierten 
ihren Niederschlag finden. 

Bewußtseins ihre 
Gesetzesänderungen 

Nach eingehe~dem Studium vorliegender Novellier0ng zum Tierver­
suchsgesetzaus 1974 wird der ihteressierte Leser zuerst bei den 
erläuternden Bemerkungen echte positive Ans~tze bemerken und wird 
anschließend durch den vorgeschlagenen Gesetzestext rasch und 
grUndlich ernUchtert. Es ist f.Ur Staatsbürger, die, im Sinne des 
Tierschutzes, Gespräche mit Entscheidungsträgern suchen, depri-
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heit und vage Umschreibung als ni~b1_yg!!~i~b~~[. Im besonderen 
deshalb, weil die Verwaltung nur auf Grund yg!!~i~b~§[~[«() Ge­
setze tätig werden kann. 
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b) Dip gesetzlichen BestimmungPf'l sind zu wenig präzise~ 
ausreichenden Schutz der Tiere zu gewährleisten. 

um pi f'lE.'n 

c) Es gibt nach wie vor keinen wie immer gearteten 
keine Kontrolle. 

In st an ;.:: t:~r", Z LlC] , 

d) Entgegen vielfachen Zusagen (oder Zweckbehauptungen?) hat es 
der Gesetzgeber unterlassen, dje Abschaffung ~lL~c._!t§CygC§~~bg 
zumindest als Zielvorstellunq in den Novellierungsvorschlag mit­
einzLlbinelen. 

e) Der vorlieqende Entwurf läuft der mit Entschließung des Natio­
nalrates vom 15. Mai 1987 verlangten Reduktion der Tierversuche 
auf das absolute Mindestmaß zuwider. 
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§ 1 Es fehlt die Zielvorstellung der Abschaffung aller Tierver­
suche. 

§ 2 In der Definition der 
stimmung, daß Tiere angst-, 

Tierversuche fehlt die Begriffsbe­
leid- und schmerzfähig sind. 

§ 3 bringt durch Erweiterungen der Zulässigkeit eine m~§~Ly€ 

~§~§~b!§~b1§~YD9 zum bestehenden Bundesgesetz aus 1974. Unbe­
stimmte Gesetzesbegriffe wie " uner läßlich", "bet-echtigtes (!) 

Intet-esse", "tatsächlich zugänglich" ..• lassen Tüt-· Ltnd Tot- offen 
für völlig variierende Interpretationen.Es fehlt das ausnahmslose 
Verbot der Draize- und LD 50-Tests, die Untersagung von Tests in 
der Kosmetik- und Waffenindustrie. Wenn der Gesetzgeber tatsäch­
lich die Absicht der Reduktion von Tierversuchen auf ein Minimum 
verfolgt, so ist die Installierung einer paritätisch besetzten 
Tierversuchs-Kommission unabdingbar die der Bundesminister für 
Gesundheit zu errichten hat. Es fehlt die Streichung von 
Pauschalgenehmigungen, j§~§c einzelne Versuch muß mit einem 
bescheidmäßigen behördlichen Verfahren durch die neu zu instal­
lierende Tierversuchs-Kommission bewilligt werden. Diese Bewilli­
gung muß Gutachten von beeideten Sachverständigen beinhalten (8e-
weisführung der Aussagekraft, Validität, 
haftigkeit zwingend erforderlich) 

Reabilität und ~. 
~,1 nn-

§ 4 unbestimmte Rechtsbegriffe: Grundsätze der naturwissenschaft­
lichen Forschung, letzter Stand der Wissenschaft, größtmöglicher 
Erkenntnisgewinn Wo bleibt die Ethik und der Schutz der Tiere? 
- von der Behörde nicht vollziehbar, verfassungswidrig; die 
Selbstprüfung durch den Experimentator kann doc~ nicht ernsthaft 
als Kontrolle angesehen werden' Die unangemeldete laufende Kon­
trolle durch die unabhängig agierende Tierversuchs-Kommission muß 
zwingend vorgesehen sein. 

§ 5 Dieser Paragraph erlaubt erneut jede Pauschal genehmigung und 
Freibriefe für Tierversuchseinrichtungen und Tierversuchsleiter 
- ist ersatzlos zu streichen! Es gibt keine sachlich gesetzlich 
gerechtfertigte Differenzierung von Nagetieren (z.B. Mäusen) und 
~~~~C~~ Tieren wie Affen, Hunde, Katzen, etc. siehe Hinweis auf 
Verfassungswidrigkeit im Vorwort. Außerdem ist es äußerst bedenk­
lich, die Bewertung des Schmerzempfindens von Tieren dem Experi­
mentator selbst zu überlassen. Tote Tiere können bei einer 
Kontrolle kaum auf ihre Schmerzfähigkeit überprüft werden. 

§ 6 Nur die §tCg~gg Vollziehung dieses Paragraphen wUrde die be­
stehenden Mißstände verringern. Zwingende Bestimmungen Ober den 
gesamten Geltungsbereich dieses Gesetzes sind ohne Ausnahmen er­
forderlich (auch alle universitären und sonstigen wissenschaft­
lichen Einrichtungen) ~ konkrete, artgerechte Tierhaltungsbedin­
gungen fehlen. Entsprechende Verordungen müssen nach Inkrafttre­
ten dieses Gesetzes binnen Jahresfrist erlassen werden (insbeson­
dere die taxative Aufzählung der verschiedenen Arten der Ver­
suchstiere, Beschaffenheit der Käfige, Frischluft- und Tages­
lichtzufuhr, Fütterung, Hygienemaßnahmen etc.) 
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§ 7 Ergänzungen. Der Leiter des Tierversuches haftet unmittelbar 
wie mittelbar fUr alle Personen und deren Verhaltensweisen, die 
mit dem Tierversuch, sowie der Pflege und Betreuung der Tiere 
einhergehen. 

§ 8 Siehe Hinweis auf Errichtung einer paritätisch besetzten 
Tierversuchs-Kommission und deren Bewilligungsverfahren. Keine 
Pauschalgenehmigung, jedes einzelne Versuchsbegehren muß be­
scheidmäßig - siehe Kommission - erteilt werden. 

§ 9 Alle Bestimmungen sind ersatzlos zu streichen - Verstöße 
gegen den Gleichheitsgrundsatz~ Verfassungswidrigkeit! 

§ 10 Ist ersatzlos zu streichen, da fUr l@~~n Versuch behördliche 
Bewilligungen erforderlich sind. 

§ 11 Wie sollen Beamte eines Ministeriums oder gar einer 
verwaltungsbehbrde die gesamte Kompetenz und Kenntnisse 

Bezirks­
in sich 

vereinen, die Genehmigung zu Versuchen zu erteilen? Hinweis auf 
Errichtung der Tierversuchs-Kommission im vorangegangenen Text. 
Ein einziger Kompetenzbereich ist unabdingbar. 

§ 12 Diese Pseudo-Ethik ist zur Gänze abzulehnen. 
täubung ist zwingend vorzuschreiben. 

Generelle Be-

§ 13 (1) Die Zuständigkeit ist fUr die Bezirksverwaltungsbehbrden 
zu streichen. 
(2) ist eine reine Leerformel. Die zu errichtende Tierversuchs­
Kommission hat die überwachung durchzufUhren. Wenn Abs.2 sinnge­
mäß installiert ist, sind die Abs.3 und 4 in Ordnung. 

§ 14 Der jeweils zuständige Bundesminister muß unter vorrangiger 
BerUcksichtigung von Ersatzmethoden Verordungen über die Durch­
fUhrung von Tierversuchen, Haltung und Unterbringung der Tiere, 
sowie der Qualifikation des fachkundigen Personals erlassen. 

§ 15 Die Formulierung ist viel zu allgemein und auch systemwid­
rig. Wir glauben, daß auch den Legisten nicht klar war, was diese 
Bestimmung an dieser Stelle wirklich bedeuten soll. 

§ 16 Ein Fall von Tier-Apartheid. Die Aufzeichnung, die den 
Legisten vorschweben, sind doch recht allgemein und nichtssagend 
gehalten. Verglichen z.B. mit den Steuergesetzen sind zwei Jahre 
eine völlig ungenUgende Aufbewahrungsfrist! Die Aufzeichnungen 
mUßten mindestens sieben Jahre aufbewahrt werden, da auch im 
Falle einer steuerlichen überprUfung deren Vorhandensein erfor­
derlich ist und somit die Bestimmungen der Bundesabgabenverord­
nung primär heranzuziehen sind. 

§ 17 Ein lUckenloser Herkunftsnachweis mit detaillierten Her­
kunftsangaben Uber Namen sämtlicher Besitzer muß vor Versuchsbe­
ginn jederzeit einsehbar sein (Aufbewahrunqsfrist siehe oben). 
§ 17 ist um folgendes zu ergänzen: In der Statistik sind zumin­
dest jährlich die Namen jener Personen, die in ~sterreich als 
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Leiter von Tierversuchen zugelassen sind, unter genauer Angabe 
des Namens, akademischen Dienstgrades und der zugeteilten Dienst­
stelle (Institution, Firma) zu erfassen. 

§ 18 Die Finanzierung von Ersatzmethoden hat in dieser Weise zu 
erfolgen, als aus den vorhandenen Steuergeldern, die fast aus­
schließlich der herkömmlichen tierexperimentellen Forschung zu­
gute kommen, in Hinkunft mindestens die Hälfte des Steuerauf­
kommens der neuen Verwendungsart zuzuführen ist. Die Vorschrei­
bung einer Tierversuchsabgabe bei Bewilligung ist einzufUhren und 
zweckgebunden der Forschung nach Ersatzmethoden zuzuführen. 

§ 19 Viel zu geringes Strafausmaß! Eine Untergrenze von zumindest 
S 10.000,- und eine Obergrenze von mehr als S 100.000,- ist vor­
zusehen, wobei eine Trennung in fahrlässige und vorsätzliche Be­
gehung nicht durch Bemessung der H6chstgrenze sondern durch 
Bemessung im Einzelfall vorzunehmen wäre. 

Im Wiederholungsfall, bzw. nach Vorliegen einer rechtskräftigen 
Verurteilung müßten die Strafen sowohl hinsichtlich der Unter­
als auch der Obergrenze verdoppelt werden und als weitere Rechts­
folge der Verurteilung 
a) einerseits dem Tierversuchsleiter zumindest auf die Dauer von 

drei Jahren die entsprechende Bewilligung entzogen werden und 
b) derjenigen Körperschaft, Firma, Verein etc. ebenfalls auf die 

Dauer von drei Jahren die Befugnis Tierversuche durchzuführen 
ab dem Vorliegen der 2. rechtskräftigen Verurteilung entzogen 
werden. 

§ 20 Die Weigerung eines Arbeitnehmers, einen Tierversuch durch­
zuführen, stellt darUber hinaus auch dann keine Pflichtverletzung 
dar, wenn die Weigerung aus einer Änderung seiner Einstellung be­
treffend die Bewertung von Tierversuchen als Mittel der medizini­
schen Diagnose, Behandlung oder Forschung resultiert. 

§ 21 (2) Tierversuche, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes durchgefUhrt werden, haben ~~mittgL~~C nach 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Bewilligung eingereicht zu werden. 

§ 22 Die Kompetenz hat nur in einem Ministerium, bzw. 
diesem eingerichteten Tierversuchs-Kommission zu liegen, 
für den Vollzug des Gesetzes Sorge zu tragen haben. 

§~b!~ßQ~m~~~~ng~n: 

der von 
die auch 

Ein wesentlicher, in vorliegendem Novellierungsvorschlag unbe­
dingt zu berücksichtigender Punkt ist die gesetzliche Verankerung 
der ParteiensteIlung für Tierschutzvereinigungen. 

Die einzurichtende - paritätisch besetzte - Tierversuchs-Kommis­
sion hat von Seiten der Tierschützer auf Grund eines Vorschlage 
der jeweils mitgliederstärksten bundesweiten Tierschutzorgani­
sation, die in ihren Statuten für die Abschaffung aller Tierver­
suche eintritt, zu erfolgen. 
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Auch Tieren steht das Recht auf naturgemäßes und qualfreies Leben 
zu. Deshalb fordern wir die Abschaffung der Tierversuche aus 
ethischen GrUnden. 

Die Krankheiten des Menschen können durch Tierversuche weder in 
ihren wirklichen Ursachen erforscht noch geheilt werden. 

Tierversuche tragen dazu bei, daß sich die Medizin immer mehr von 
ihrer eigentlichen Aufgabe, nämlich Krankheiten vorzubeugen und 
zu heilen, entfernt und sich mit dem Beseitigen von Symptomen 
zufri edEmgi bt. 
-Prof. Grimme, 1.983: "DiE,' im Tierversuch E)I·-m:i.ttelten Sc:hwl::::.llwet-te 
haben einzig und allein unter den Testbedingungen GUltigkeit. Sie 
treffen nur auf die Wirkung A bei dem nach Verfahren B gehaltenen 
Labortier C zu, das zum Zeitpunkt D mit der Methode E festge­
stellt wurde. Die Werte sind somit einzigartig, ihre Ubertragbar­
k("~i t noch ni cht ei nm€:\l c:iu·f andel~e Tie·re geCJeb(.:~n." 
(Zitat aus Studie in Auftrag des Bundesgesundheitsamtes, BRD) 
Deshalb fordern wir die Abschaffung der Tierversuche aus 
methodenkritischen Uberlegungen. 

Die Freiheit der Wissenschaft kann nicht darin bestehen, daß sie 
fUhlende, empfindsame Mitlebewesen wie tote Objekte behandelt und 
rUcksichtslos ausbeutet. Das Streben nach Erweiterung unseres 
Wissenshorizontes muß da ein Ende haben, wo dieses Wissen nur 
durch Qual, Leid und Tod zu erreichen ist. Nur neue ganzheitliche 
Sichtweisen, die den Menschen als Teil der Natur sehen und nicht 
al s unumschränl·::b::u·l Hel'"Tscher- über di e NatLU'-, könnE'n eli e 
lebensbedrohlichen Probleme eier heutigen Zeit lösen. Wir brauchen 
ei ne neLie Ethi k der Wi ssenschc\ft, eli e Ti et-verSLlche gt:>naus;o wi e 
Menschenversuche zum Tabu erklärt. Deshalb sind "rierversuche in 
wissenschaftskritischer Hinsicht abzulehnen. 

Abschließend ist zu bemerken, daß auf die veränderte Bewußt­
seinsbildung der Menschen, die sich auch in der Neufassung des 
§ 285 ABGB widerspiegelt, in vorliegendem Gesetzestext in keiner 
Weise eingegangen ~ird Lind lehnen daher den Entwurf mit aller 
Entschiedenheit ab! 

Hochachtungsvoll 
Internationaler Bund d. 

Tierversuchsceqner 
! • f -, _. 
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